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FTSK Germersheim) und Uni Trier 

 



Ein universitäres Green Office – auch als Nachhaltigkeitsbüro bezeichnet – hat als zentrale Stelle die 

Aufgabe, zur nachhaltigen Gestaltung der Hochschulen beizutragen – in Studium, Forschung, Lehre und 

Verwaltungshandeln. Es ist Teil der Verwaltungsstruktur und kann z.B. als Stabsstelle unterhalb der 

Universitätsleitung angesiedelt werden. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass es in das alltägliche 

Verwaltungshandeln eingebunden wird und sich – auch initiativ – einbringen kann. 

Durch die gezielte Planung und Umsetzung von Maßnahmen kann die Umweltbilanz einer Hochschule 

deutlich aufgewertet werden, z.B. im Bereich der Beschaffung, Entsorgung, Gebäudemanagement, 

internen Logistik, aber auch bei der Integration von Nachhaltigkeitsthemen in Curricula. Eine zentrale 

Stelle kann hierbei Wissen und Erfahrungen sammeln und in Folge durch gewonnene Expertise auch eine 

interne Beratungs- und Dienstleistungsrolle einnehmen. Dadurch kann zum einen die Peripherie entlastet 

und zum anderen auch die Entscheidungsqualität erhöht werden. 

Bisher gibt es in Rheinland-Pfalz Green Offices lediglich in Birkenfeld und Kaiserslautern, wobei die 

dauerhafte Finanzierung nicht gesichert ist. In Landau gibt es darüber hinaus ein studentisches Green 

Office, welches selbstorganisiert ist und erst nach und nach durch die Verwaltung wahrgenommen 

worden ist. Gerade das Ziel der Expertise und auch Begleitung langfristiger Maßnahmen setzt jedoch die 

Schaffung und Sicherung dauerhafter Stellen voraus, insbesondere von einem dauerhaften, 

hauptamtlichen Mitarbeitenden. Um die Perspektive der Studierenden ausreichend zu berücksichtigen, 

sind außerdem zusätzliche Stellen für studentische Hilfskräfte zielführend. 

Verschiedene Green-Office-Initiativen und studentische Nachhaltigkeitsgruppen1 in Rheinland-Pfalz 

haben hierzu in einem offenen Brief festgestellt: 

„Der bisherige Ansatz, das Thema Nachhaltigkeit an Hochschulen nicht oder zumindest kaum zu 

regeln, reicht nicht aus. Zwar haben sich an vielen Standorten studentische Initiativen gegründet, 

die das Thema Nachhaltigkeit angehen wollen. Allein können sie die Aufgaben, die durch Klima- 

und Umweltkrise auf die Hochschulen zukommen, aber nicht stemmen. Für deren Bewältigung 

mittels innovativer Lösungsansätze in Forschung, einfachen Weisungen an die Verwaltung sowie 

Multiplikation durch Lehre sind ausreichend finanzierte und integrierte Nachhaltigkeitsbüro 

unerlässlich. Diese können den Anstoß bieten, Nachhaltigkeit ganzheitlich in das Bildungssystem 

einzuarbeiten.“ 

Diesem Standpunkt schließen wir uns hiermit explizit an. 

Hochschulen beschäftigen – Studierende eingeschlossenen – mehrere Tausend bis Zehntausende von 

Personen. Die Kosten für Errichtung und Betrieb eines Green Office sind unter Berücksichtigung der 

Gesamtkosten zum Betrieb einer Hochschule vernachlässigbar klein, können aber durch interne Beratung 

zu einer Entlastung anderer Stellen führen. Auch unter Berücksichtigung von Umweltfolgekosten von ca. 

180 EUR je Tonne CO2 (UBA, 20182) lässt sich die Einrichtung auch unter Berücksichtigung der 

Allgemeinkosten rechtfertigen. 

 
1:ribbit – Initiative für Transformation Hochschule Mainz, Hochschulgruppe FUTURE Nachhaltigkeit Technische Universität Kaiserslautern, 

Referat für Nachhaltigkeit im AStA der Universität Trier, Green Office Umwelt-Campus Birkenfeld, Green Office Landau, Green Office 

Initiative der Johannes-Gutenberg-Universität-Mainz 

2https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/hohe-kosten-durch-unterlassenen-umweltschutz 



Im „Nationalen Aktionsplan Bildung für nachhaltige Entwicklung - Der deutsche Beitrag zum UNESCO-

Weltaktionsprogramm“3 steht unter anderem auf S. 62: 

„Das Fachforum Hochschule fordert Hochschulen auf, Studierende und 

Studierendenorganisationen in ihrer Nachhaltigkeitsgovernance zu beteiligen und angemessen zu 

vertreten, namentlich in Beiräten, Nachhaltigkeitsbüros, Kommissionen, Gremien/Senaten und 

Konsultationsprozessen.“ 

Hierfür benötigt es zunächst die Einrichtung von Nachhaltigkeitsbüros (= Green Offices). Im aktuellen 

Prozess der Hochschulgesetzesnovelle sind Green Offices jedoch lediglich als „Vorschlag“ in der 

Gesetzesbegründung vorgesehen. Dadurch ist weder eine Finanzierung gesichert noch  vorgesehen, 

vielmehr wird der Status quo weiterbestehen. Progressives und zukunftsgerichtetes Handeln geht anders. 

Wir möchten dabei auch an das Landesklimaschutzgesetz § 9 Abs. 3 erinnern, in dem es bereits heißt: 

„Das Land setzt sich zum Ziel, bis zum Jahr 2030 die Behörden, Hochschulen und sonstige 

Landeseinrichtungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, soweit sie der unmittelbaren 

Organisationsgewalt des Landes unterliegen, sowie die Fahrzeuge des Landes und die Dienstreisen 

in der Gesamtbilanz klimaneutral zu organisieren.“ 

Durch die Integration eines Green Offices in die Struktur der Hochschule kann ein wichtiger Beitrag für 

effektiven Klima- und Umweltschutz geleistet werden. Es dient dabei als Ansprechpartner*in für 

Hochschulleitung, Dozierende, Mitarbeitende und Studierende, kann aber auch von sich aus aktiv werden 

und Vorschläge einbringen. Da dieses Aufgabenfeld bisher nicht gezielt und dauerhaft bearbeitet wird, ist 

die Einrichtung von Green Offices dringend geboten, um die Umwelt- und Klimaschutzziele zu erreichen. 

Wir fordern daher, die Einrichtung von Green Offices an den Hochschulen im Land Rheinland-Pfalz durch 

eine entsprechende Aufnahme im Hochschulgesetz verpflichtend zu machen und die Finanzierung 

sicherzustellen. 

 

 

 

 

 

 

 

Trier, 09.09.2020 

 
3https://www.bmbf.de/files/Nationaler_Aktionsplan_Bildung_f%C3%BCr_nachhaltige_Entwicklung.pdf 


